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FSDZ Rechtsanwälte & Notariat AG

https://fsdz.ch/


Lukas Fässler, Rechtsanwalt & Informatikexperte

• 14 Jahre Kanton Luzern: ab 1992 - 1997 Informatikchef des Kantons Luzern
• Seit 23 Jahren Rechtsanwalt bei FSDZ Rechtsanwälte & Notariat AG (seit 1.1.2014 

VRP)
• Mitglied des Schweizerischen Anwaltsverbandes (SAV) und des Advokatenvereins 

des Kantons Zug

• Präsident des Vereins Schweizerische Städte- und Gemeinde-Informatik SSGI
• Verwaltungsratspräsident der AR Informatik AG
• Vizepräsident des Verwaltungsrates des Informatik-Leistungszentrums der Kantone 

Obwalden und Nidwalden – ILZ OW/NW
• Mitglied Verwaltungsrat der HIN Health Info Net AG
• Präsident des VR der e-comtrust international ag, Baar
• Mitglied Schweizerische Informatikkonferenz SIK
• Mitglied im Verein eCH (Standardisierungen im eGovernment Schweiz)
• Mit VR Eisenbahnbetriebslabor Schweiz AG

• Dozent an Universität Bern & Lausanne (Master of Advanced Studies in Archival, 
Library und Information Science) 

• Dozent an Universität Basel (EU E-Commerce, Marketing- und Social Media Recht)
• Dozent an der FHNW Basel und Olten (mehrere CAS, DAS, Praxisseminare zu 

DSGVO)

faessler@fsdz.ch
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Praxisbeispiele, Fallstricke und Verfahrensfallen

im Schweizerischen Beschaffungswesen

• Teil 1: Ausschreibungsverfahren 
• Teil 2: Rechtsmittelverfahren
• Teil 3: Kontroll- und Überwachungsverfahren
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Im Ausschreibungsverfahren

1.1. Umschreibung des Ausschreibungsgegenstandes

1.2. Diskriminierende Eignungskriterien

1.3. Optimaler Ausschlusszeitpunkt (Eignungskriterien)

1.4.  Falsche Berechnung der Projektdauer

1.5. Vorbefassung

1.6. WEKO mit Beschwerdelegitimation

1.7. AGB SIK als Eignungskriterium

1.8. Mindestanforderung an das Zuschlagskriterium „Preis“

1.9. Der Irrtum über „ständige Listen“ und Freihandvergabe

1.10. Einladungsverfahren ohne Zuschlagsverfügung – Beurteilung Bewertungsraster

1.11 Abbruch und dann Ausschluss – wie wehre ich mich?
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1.1.  Umschreibung des 
Ausschreibungsgegenstandes
§ Anforderungen und Handelsmarken

03.06.22DAS Paralegal öffentliches Beschaffungswesen 5



1.    Ausschreibungsgegenstand
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1.    Ausschreibungsgegenstand

Grundsätze der Beschreibung

§ Neutral

§ Basis technische Spezifikationen

§ Diskriminierungsverbot

§ Gleichbehandlungsgebot
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Ausschreibungsgegenstand nicht genug herstellerneutral

Die Stoffbeschaffenheit für die neu zu beschaffenden Polizeiuniformen muss GORE-TEX 
sein..........

........ Bekleidung aus GORE-TEX Laminat hat dauerhafte Wasserdichtigkeit und 
Winddichtigkeit bei gleichzeitig optimierter Atmungsaktivität mit einem Höchstmaß an 
Schutz und Tragekomfort zu garantieren............
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® = Registrierte und international geschützte Marke 
in separaten Klassen 1 und 25 (internationalen Waren- und 
Dienstleistungsklassifikation – Nizza-Protokoll)
www.ige.ch

Das Herzstück aller GORE-TEX® Produkte:

Die GORE-TEX® Membrane ist eine extrem dünne Schicht aus 
gerecktem Polytetrafluorethylen (ePTFE). 

Sie verfügt über mehr als 1,4 Milliarden Poren pro 
Quadratzentimeter. Diese Poren verleihen dem GORE-TEX® 
Material seine besonderen Eigenschaften.
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Unzulässige Herstellerbezeichnung
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Rechtsfolgen

• Abbruch der Ausschreibung wegen falscher Umschreibung des
Ausschreibungsgegenstandes durch die Vergabstelle.

• Möglicher Schadenersatz infolge fehlerhafter Ausschreibung und
kausal verursachtem unnötigem Ausschreibungsaufwand auf
Anbieterseite (nach kantonalen Submissionsgesetzen möglich).

• Abbruch: Anfechtungsmöglichkeit innerhalb von 10 Tagen nach
Publikation (simap.ch oder Kantonsblatt) durch einen potenziellen
Anbieter.

• Keine Möglichkeit zur Anfechtung durch Anbieter nach Erlass der 
Zuschlagsverfügung („verspätet“ gemäss Rechtsprechung). Man kann 
also nicht warten, bis man den Zuschlag nicht bekommen hat, um 
dann Beschwerde zu führen. 
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Definition des Beschaffungsgegenstandes 
Ermessen der Vergabebehörde

Urteil 2C–783/2010 vom 11.3.2011 - 137 II 313 (Bund BBL gegen div. Opensource-
Anbieter und Microsoft Ltd)

Das Bundesgericht hat die Beschwerden von elf betroffenen Firmen abgewiesen. Gemäss
dem Urteil des Bundesgerichtes wurde ihre Beschwerdelegitimation vom
Bundesverwaltungsgericht zu Recht verneint, weil die von ihnen angebotenen Produkte
nicht dem definierten Beschaffungsgegenstand entsprochen hätten.

Ein praktisches Rechtsschutzinteresse im Sinne von Art. 48 Abs. 1 lit. c VwVG kann nur in Bezug auf solche 
Anliegen anerkannt werden, die überhaupt mit der Beschwerde erreicht werden können. Grundsätzlich definiert 
die Vergabestelle aufgrund ihrer Bedürfnisse, was sie beschaffen will; mit der submissionsrechtlichen 
Beschwerde kann deshalb nicht verlangt und erreicht werden, dass die Gerichte der Verwaltung vorschreiben, 
ein anderes Produkt zu beschaffen als dasjenige, das sie zu beschaffen beabsichtigt hatten (Urteil 2P.282/1999 
vom 2. März 2000 E. 3a; vgl. auch BGE 134 II 192 E. 2.3 S. 199). 

Legitimiert kann deshalb nur sein, wer das ausgeschriebene Produkt angeboten hat; wer ein anderes Produkt 
offerieren will, ist hingegen zur Beschwerde nicht legitimiert, weil er von vornherein nicht erreichen kann, was er 
anstrebt (vgl. Urteil 2C_484/2008 vom 9. Januar 2009 E. 1.4, nicht publ. in: BGE 135 II 49).
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1.2.  Diskriminierende Eignungskriterien

§ Wettbewerbsausschluss durch nichterfüllbare 
Eignungskriterien für Marktanbieter
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1.    Ausschreibungsgegenstand

Diskriminierendes Eignungskriterium

„E3: Die neue Gemeinde-Informatik-Software muss in mindestens 3 
Gemeinden mit über 15‘000 Einwohnern des Kantons ….. produktiv im 
Einsatz stehen......“
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1.    Ausschreibungsgegenstand
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Submissionsbeschwerde 

eines potenziellen Anbieters 

gegen Pflichtenheft



16

Geographisches Eignungskriterium: 
„Bürostandort im Nachführungskreis“ – Zeitpunkt Erfüllung

Unter dem Titel "Vergabegrundsätze/Eignungskriterien" führen die …. Ausschreibungsunterlagen "als 
geforderte Eignungskriterien" unter anderem das Erfordernis "Bürostandort im Nachführungskreis" auf. 

Aus den Ausschreibungsunterlagen ergibt sich nicht hinreichend klar, ob es sich um ein Eignungskriterium
handelt, das im Zeitpunkt des Zuschlags erfüllt sein muss. Aufgrund seiner unklaren Formulierung
hinsichtlich des Erfüllungszeitpunkts ist das Erfordernis deshalb auslegungsbedürftig.

Der Beschwerdeführer wie auch die WEKO sehen darin ein bei der Offerteneinreichung zu erfüllendes 
Kriterium (vgl. E. 3.1.1 und E. 3.1.3 hiervor), während die Vergabestelle und die Vorinstanz in ihrem 
Verständnis des Kriteriums die Erfüllung erst auf den Zeitpunkt des Mandatsbeginns hin verlangen (vgl. 
E. 3.1.2 hiervor). 

Mit Blick auf die binnenmarktrechtlichen Ausführungen (vgl. E. 3.2 hiervor) ist dem Verständnis der
Vergabestelle und der Vorinstanz zu folgen, da sie mit ihrer Auslegung des Kriteriums die
Ausschreibungsunterlagen für den hier streitbetroffenen Zeitpunkt der Offerteneinreichung und die
Durchführung des Vergabeverfahrens in einer Weise verstehen und anwenden, welche sich an den
binnenmarktrechtlichen Vorgaben orientiert (vgl. E. 3.2.3 hiervor).

Der Beschwerdeführer bringt in seiner Eingabe an das Bundesgericht keine stichhaltigen Gründe vor, nach 
denen das Kriterium anders auszulegen wäre, als es die Vergabestelle und die Vorinstanz taten. 

Urteil des Bundesgericht vom 2. Juli 2019 - 2C_111/2018 i.S. Kanton Luzern (BUWD) gegen A .



1.3.   Optimaler Ausschlusszeitpunkt 

• bei Nichterfüllung von Eignungskriterien
• bei Nichterfüllung des Ausschreibungsgegenstandes
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2.     Einige Verfahrensfallen
Ausschluss wegen Nichterfüllung von Eignungskriterien
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2.     Einige Verfahrensfallen

10 Tage

Ausschluss wegen Nichterfüllung von Eignungskriterien
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VGr. TI 3.3.2003

Erfüllt eine Offerte nicht alle der strengen Anforderungen, welche die Ausschreibung 
nannte, so ist sie auszuschliessen. Darin liegt zumindest solange kein überspitzter 
Formalismus (Anm. RA Fässler: der nicht zu schützen wäre), als die Anforderungen 
klar aus der Ausschreibung hervorgingen. 

VGr. NE 28.11.2004

Insbesondere bei Wettbewerben sind Vorschläge, welche von den Vorgaben der 
Ausschreibung abweichen, recht häufig. Ein Ausschluss der entsprechenden 
Verfahrensteilnehmer ist indes nur dann gerechtfertigt, wenn gewichtige Formfehler 
vorliegen oder der Vorschlag in wesentlichen Punkten unvollständig ist. 

Anm. RA Fässler: Varianten sind zulässig, wenn sie nicht ausdrücklich im PH 
ausgeschlossen wurden und nicht vom Leistungsgegenstand erheblich abweichen.

Ausschluss wegen Nichterfüllung von Eignungskriterien
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Ausschluss wegen Nichterfüllung des 
Ausschreibungsgegenstandes
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Ausschluss wegen fehlender Kostenangaben
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Ausschluss wegen Nichterfüllung des 
Ausschreibungsgegenstandes



1.4.  Falsche Berechnung der Dauer einer 
Projektevaluation
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Vorbereitungsphase Ausschreibungsphase Rechtsmittelphase Vertragsphase Projektphase

• Zuschlagsverfügung
• 10 Tage Submissionsbeschwerde
• Beschwerdeerhebung
• Aufschiebende Wirkung
• Beschwerdeverfahren ca.3-9 

Monate
• Urteil Verwaltungsgericht
• 30 Tage Beschwerde ans 

Bundesgericht
• Allfälliges Beschwerdeverfahren 

vor Bundesgericht ca. 3-12 Monate

• Erst nach Rechtskraft des 
Endentscheides

• Rechtskraftbescheinigung 
beim zuständigen Gericht 
einholen

• Vorgaben in Pflichtenheft: 
- AGB SIK 2015
- Musterprojektvertrag

• Keine Kontrahierungspflicht 
• Culpa in contrahendo Haftung

worst case:   6 Monate bis 3 Jahre
worst case: 3 – 6 
Monate

G
arantierter Produktivstart

Start Evaluation

worst case: je nach 
Projekt
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Verwaltungsgericht Kanton: 
mind. 3-12 Monate
oder 
Bundesverwaltungsgericht

Bundesgericht 
mind. 3-12 Monate



1.5.  Vorbefassung

§ Einbezug späterer Anbieter in Vorbereitungsarbeiten
§ Nähe zum Ausschreibungsgegenstand und zu 

Mitgliedern der Vergabebehörde 
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Vorbefassung durch späteren Anbieter

Der im Rahmen der Vorbereitungs- oder Ausschreibungsphase
mitbeteiligte Dritte (Unternehmer) kann – soweit er an der
Umschreibung von Pflichtenheft, Kriterienkatalog und anderen
Elementen der Ausschreibung massgeblich mitgewirkt, beraten oder
unterstützt hat – nicht nachher auch Anbieter im
Ausschreibungsverfahren sein.

„Vorbefassung“ mit dem Ausschreibungsgegenstand schliesst 
spätere „Beteiligung“ an der Ausschreibung aus. 
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Vorbefassung durch späteren Anbieter
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AGVE 2002, Nr. 81, S. 344 f 

Ausstandspflichtig sind nicht nur verfügende oder mitentscheidende Personen, 
sondern auch all jene, die auf das Zustandekommen des Verwaltungsaktes 
(Zuschlagsverfügung) Einfluss nehmen können, namentlich Sachbearbeiter 
oder Protokollführer mit beratender Funktion. Ein klarer Verstoss gegen die 
Ausstandsregeln führt zur Aufhebung des Zuschlages.

VGr. GE 7.5.2002 in: RDAF 220 I, S. 500 f. 

Die Tatsache, dass der Ehegatte der für das Vergabeverfahren verantwortlichen
Person bei einer der anbietenden Firmen angestellt ist, stellt die Unparteilichkeit
der Vergabeentscheidung in Frage.

Vorbefassung durch späteren Anbieter
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1.6.  WEKO mit Beschwerdelegitimation
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2.     Einige Verfahrensfallen
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BGBM – Bundesgesetz über den Binnenmarkt   SR 943.02 
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2.     Einige Verfahrensfallen
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Das Anfechtungsrecht der WEKO gestützt auf Art. 9 Abs. 2bis BGBM
beschränkt sich nicht auf anfechtbare Verfügungen gemäss Art. 15 Abs.
1bis IVöB.
Jede Verfügung, die das BGBM – namentlich den Grundsatz der
Nichtdiskriminierung im Sinn von Art. 5 Abs. 1 i.V.m. Art. 3 BGBM sowie die
Publikationspflicht bzw. der Grundsatz der Transparenz gemäss Art. 5 Abs.
1 BGBM – verletzt, ist anfechtbar. (...)

Da eine Verletzung von Ausstandspflichten zugleich eine Verletzung des
Grundsatzes der Nichtdiskriminierung nach Art. 5 BGBM darstellen würde,
ist die WEKO zur Anfechtung der strittigen Verfügung unter Verweis auf
eine (angebliche) Verletzung der Ausstandspflicht berechtigt. Dasselbe gilt
betreffend die Vorbefassung. Hier besteht ebenfalls ein enger Konnex zum
Grundsatz der Nichtdiskriminierung bzw. zum Gleichbehandlungsgebot (E.
1.3).

Verwaltungsgericht Kanton Zürich
VB 2021.00095 vom 26.8.2021
https://vgrzh.djiktzh.ch/cgi-bin/nph-omniscgi.exe?OmnisPlatform=WINDOWS&WebServerUrl=https://vgrzh.djiktzh.ch&WebServerScript=/cgi-bin/nph-
omniscgi.exe&OmnisLibrary=JURISWEB&OmnisClass=rtFindinfoWebHtmlService&OmnisServer=JURISWEB,127.0.0.1:7000&Parametername=WWW&Sche
ma=ZH_VG_WEB&Source=&Aufruf=getMarkupDocument&cSprache=GER&nF30_KEY=221553&W10_KEY=6096940&nTrefferzeile=3&Template=standard/
results/document.fiw



WEKO mit Abklärungsrecht
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WEKO mit Abklärungsrecht



1.7.   AGB SIK als Eignungskriterium
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AGB SIK vom 1.1.2020 für IKT-Dienstleistungen

Eignungskriterium: 
„vorbehaltlose 
Annahme der AGB 
SIK“

• Kann das Recht des 
Anbieters auf Definition 
von Abweichungen 
verletzen

• Kann eine unzulässige 
Einschränkung der 
Vertragsfreiheit darstellen
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1.    Ausschreibungsgegenstand
Empfehlung zur Einbindung von AGB SIK

§ AGB SIK 2020 als Zuschlagskriterium (nicht als Eignungs-
kriterium) festlegen.

§ Abweichungen in der Offerte begründen lassen.

§ Abweichungen in der Evaluation bewerten    
(Bewertungsschema vorgeben und publizieren)

§ Einhaltung der AGB und Abweichungen gewichten 
„Softfaktor“ (Zuschlagskriterium) nicht 
„Hardfaktor“(Eignungskriterium) anwenden. 
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1.8.  Mindestanforderungen an 
Zuschlagskriterium „Preis“



1.8. Mindestanforderungen an das Zuschlagskriterium „Preis“
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Mindestprozentsatz für Zuschlagskriterium „PREIS“

VGr. BL 4.7.2001, in: BLVGE 2001, S. 155 ff.

Da der Zuschlag auf das wirtschaftlich günstigste Angebot zu Marktpreisen erfolgen muss,
ist eine Gewichtung des Kriteriums PREIS von 16.66% unzulässig.

Denn mit solch geringem Gewicht erlangt der Preis im Rahmen der Angebotsbewertung
keine genügende Relevanz.

Bewertung des PREISES

Bei der Bewertung der einzelnen Preise ist darauf zu achten, dass die verteilten Noten die 
Preisunterschiede möglichst linear abbilden und sie weder überhöhen noch glätten. 

Indem die Vergabestelle die einzelnen Preise ihrer Reihenfolge nach und ungeachtet der 
Höhe der Differenzen mit den Punkte 1-6 bewertet, missachtet sie das 
Wirtschaftlichkeitsgebot.

1.8. Mindestanforderungen an  das Zuschlagskriterium „Preis“
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1.9.     Ständige Listen – Irrtum über   
Freihandvergabe

03.06.22DAS Paralegal öffentliches Beschaffungswesen 43



03.06.22DAS Paralegal öffentliches Beschaffungswesen 44

1.9. Ständige Listen 
• Beschaffungsgesetz BL § 16
• Beschaffungsgesetz BL § 17
• Beschaffungsverordnung BL § 17
• IVöB Art. 12 und 12bis



Ausschreibung 
Eignung 

Ständige Liste
Selektives 
Verfahren

Jährl. 
Publikation 

der Titel  der 
Listen

Ständige 
Anträge

Auf Anfrage 
zugänglich 

machen

Angebots-
einladung

Nur noch Prüfung der  
Zuschlagskriterien 

Entgegennahme 
Angebote

Vertrag

1.9. Ständige Listen 
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1.10. Einladungsverfahren ohne Verfügung –
Beurteilung Bewertungsraster
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Betreff: AW: Absage Erneuerung Internetaufrtitt Gemeinde XY - Bitte um klare 
Bewertungsmatrix

Datum: Thu, 6 May 2021 11:12:31 +0000
Von: AAA.BBB <AAA.BBB@gemeinde.ch>
An: CCC <CCC.DDD@xxx.ch>
Kopie (CC): DDD <DDD.EEE@xxx.ch>

Sehr geehrter Herr CCC

Im Anschluss an unser Telefonat vom letzten Montag erhalten Sie anbei die
gewünschte Bewertungsmatrix der Arbeitsgruppe.

Wir hoffen, Ihnen mit diesen Informationen zu dienen.

Freundliche Grüsse

AAA.BBB
Gemeindeschreiber-Substitut

mailto:daniel.loosli@reiden.ch
mailto:lester.thompson@i-web.ch
mailto:lukas.liem@reiden.ch
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1.11. Abbruch und dann Ausschluss
wie wehre ich mich



Kostenüberschreitung als Abbruchsgrund –
Ausschluss wegen unvollständiger Offerte

Stadt XY schreibt die Erneuerung eines Reservationssystems aus. Es gab eine vorausgehende 
(interne) Kostenschätzung, welche auf Investitions- und Betriebskosten für 4 Jahre auf 
knapp unter CHF 250‘000.– kam. Dafür wurde im Budget 2021 ein entsprechender Posten 
eingestellt. 

Es bewerben sich 5 Anbieter. Alle, mit Ausnahme eines Anbieters A (CHF 167‘000.– inkl. 
Option 1, für Option 2 CHF 8‘000.--, für Option 3: CHF 4‘000.--) liegen über CHF 250‘000.--. 

Die Stadt XY teilt allen Teilnehmenden (ohne Verfügung, mit Brief A-Post Plus) mit, dass sie 
infolge Kostenüberschreitung das Verfahren abbreche.

Der Anbieter A. reklamiert schriftlich per Brief, dass ihre Offerte die Kostenschätzung nicht 
erreiche und daher nicht ausgeschlossen werden darf. 

Die Stadt XY teilt mit Brief (A-Post) mit, dass der Anbieter A. wegen unvollständiger Offerte im 
Nachhinein ausgeschlossen werde. Diese enthalte keine Offerte für Option 1
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Abbruch vs. Ausschluss

Ja was jetzt?

Abbruch oder Ausschluss
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2. Im Rechtsmittelverfahren

2.1. Aktivlegitimation zur Beschwerde

2.2. Passivlegitimation zur Beschwerde / Beiladung

2.3. Kostenrisiko einer Submissionsbeschwerde

2.4. Vertragsverhandlungen vor Ablauf der Rechtsmittelfrist(en) 

2.5. Abbruch des Verfahrens nach Rechtshängigkeit

2.6. Das Vertragsverfahren: Nichterfüllung von Eignungskriterien bei 
Leistungserbringung 
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2.1. Aktivlegitimation zur Beschwerde
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2.1. Aktivlegitimation zur Beschwerde

Wer kann Submissionsbeschwerde führen?

• Anbieter oder Anbietergemeinschaften (nach Zuschlagsverfügung)

• Potenzielle Anbieter oder Anbietergemeinschaften (vor Zuschlagsverfügung, 
z.B. gegen Pflichtenheft innert 10 Tagen nach Publikation)

• Dritte (WEKO)

• Nichtberechtigt sind Dritte, die an Ausschreibung nicht mitgemacht haben

• Nichtberechtigt sind Beschwerdeführer, die selbst bei Gutheissung ihrer 
Beschwerde keine Chance auf einen Zuschlag haben. 
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2.1. Aktivlegitimation zur Beschwerde     (2)

Prüfung der Aktivlegitimation

• Gericht prüft Aktivlegitimation von Amtes wegen

• Die Legitimation oder Beschwerdeberechtigung beurteilt sich mangels 
Spezialbestimmungen auch im Submissionsrecht nach dem allgemeinen 
Verfahrensrecht. 

• Zum Rechtsmittel berechtigt ist, wer durch einen Entscheid berührt ist und 
ein schutzwürdiges Interesse an dessen Aufhebung oder Änderung hat.
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2.1. Aktivlegitimation zur Beschwerde      (5)
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2.1. Aktivlegitimation zur Beschwerde      (6)

Schutzwürdiges Interesse

Hat der Beschwerdeführer keine Chancen, dass bei Gutheissung seiner 
Submissionsbeschwerde in der Bewertung der Zuschlagskriterien eine Veränderung eintritt, 
die ihn als den Sieger der Ausschreibung festlegt, fehlt das schutzwürdige Interesse. 

Beispiel:

Anbieter A (Sieger der Ausschreibung) 921.5 Punkte

Anbieter B (Zweitrangierter der Ausschreibung) 874.8 Punkte

Anbieter X (Beschwerdeführer) 621.5 Punkte - 300 Punkte

Keine Aktivlegitimation, wenn die Anfechtung von Zuschlagskriterien zu 
einer Korrektur beim Anbieter X von maximal 260 Zusatzpunkten führen 
würde. 
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2.1. Aktivlegitimation zur Beschwerde      (7)

VGr. AG 20.8.1999 

Zur Beschwerdelegitimation eines Anbieters gegen den Zuschlag reicht nicht schon 
aus, dass gerügt wird, der berücksichtigte Anbieter habe mehrere gesetzliche 
Vorschriften missachtet. Die materielle Beschwer ist nur da zu bejahen, wo der 
Beschwerdeführer im Falle einer Aufhebung des Zuschlags auch Chancen auf 
Erteilung des Zuschlags hätte. 

EGV-SZ 2000, S. 30 Nr. 11

Der Anbieter, der mit seiner Offerte preislich bloss den vierten Rang belegt, ist zur 
Beschwerdeführung nicht legitimiert.  (?)
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2.2. Passivlegitimation zur Beschwerde
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2.2. Passivlegitimation zur Beschwerde / Beiladung

Passivlegitimation = Beschwerdegegner

• Zuständige Vergabebehörde, welche die Zuschlagsverfügung erlassen hat:
• Regierungsrat, Gemeinderat, Ausschreibungsträgerschaft (z.B. öffentlich-

rechtliche Anstalt eines Kantons; z.B. ILZ OW/NW).

• Beiladung Dritter
• Von Amtes wegen lädt die Beschwerdeinstanz (in der Regel) auch die von der 

Beschwerde betroffenen Dritten (soweit sie ein schutzwürdiges Interesse haben 
und betroffen sind = z.B. Siegerin der Ausschreibung) ins Verfahren ein. 

(Achtung: Parteistellung und Kostenfolge beachten).
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2.3. Kostenrisiko einer Beschwerde
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2.3. Kostenrisiko: Gerichts-, Experten- und Anwaltskosten
Gerichtskostenvorschuss

Beschwerdeführer muss mit (relativ) hohem Kostenvorschuss rechnen. Wird nicht 
innert Frist bezahlt, wird auf die Beschwerde nicht eingetreten.
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Gerichts-, Experten- und Anwaltskosten

• Diese Kosten trägt die unterliegende Partei. 
• Gerichtskosten: Das kann auch die Vergabebehörde (Kanton, Gemeinde) treffen. 
• Expertenkosten gemäss Festlegung durch das Gericht.

• Klägerische Anwaltskosten.
• Beklagtische Anwaltskosten.

• Anwaltskosten der Beigeladenen Partei(en). 

Kosten für Schadenersatz 
• Vergabebehörde für Rechtswidrigkeit
• Beschwerdeführer für vorsätzliche oder grobfahrlässige Verursachung von 

Schaden durch Antrag auf aufschiebende Wirkung (z.B. Basel-Stadt)

2.3. Kostenrisiko: Gerichts-, Experten- und Anwaltskosten
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Gerichts- und Anwaltskostentragung durch „unterliegende Partei“

Wie ist zu entscheiden?

Vergabebehörde ist selbständige öffentlich-rechtliche Anstalt und beschafft für einen 
Kanton resp. seine Dienststelle, nicht für sich selbst. 

Beschaffung wird gestoppt, weil der Kanton ein neues Gesetz im Parlament 
verabschiedet, das den Beschaffungsgegenstand unnötig macht.

Vor Verwaltungsgericht ist bereits eine Submissionsbeschwerde hängig.

Vergabebehörde muss die Beschaffung abbrechen. VerwG muss 
Submissionsbeschwerde abschreiben. Kein Entscheid.  

Entscheid nach Verursacherprinzip öffentlich-rechtliche Anstalt (nicht 
„unterliegende Partei“) 

Nach Prozesschancen – Recht und Billigkeit – Richterliches Ermessen
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2.3. Kostenrisiko: Gerichts-, Experten- und Anwaltskosten



2.4. Vertragsverhandlungen vor Ablauf 
der Rechtskraft des Entscheides
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2.4. Vertragsverhandlungen vor Ablauf der 
Rechtsmittelfrist(en) 
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Die Beschwerdefrist von 10 Tagen muss in jedem Falle abgewartet werden.



Publikation Pflichtenheft

O
fferteingabe

Zuschlagsverfügung

Vorprüfung der 
Eignungskriterien

Präsentation der 
Anbieter

Beschwerdefrist 10 Tage seit Publikation
Poststempel massgeblich

10 
Tage

Beschw
erdeeingang bei G

ericht

3-5 
Tage

Eingabe Fragen der Anbieter

R
echtskraftbescheinigung

beim
 G

ericht  einholen

Vertragsverhandlungen 
mit Sieger führen

sofern nicht einer 
Beschwerde 
aufschiebende Wirkung 
erteilt wurde 

2.4. Vertragsverhandlungen vor Ablauf der 
Rechtsmittelfrist(en) 
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2.4. Vertragsverhandlungen vor Ablauf der 
Rechtsmittelfrist(en) 
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2.4. Vertragsverhandlungen vor Ablauf der 
Rechtsmittelfrist(en) 
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2.4. Vertragsverhandlungen vor Ablauf der 
Rechtsmittelfrist(en) 

03.06.22DAS Paralegal öffentliches Beschaffungswesen 73



2.5. Abbruch des Verfahrens nach    
Rechtshängigkeit
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2.5. Abbruch des Verfahrens nach Rechtshängigkeit
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Adressat xy

2.5. Abbruch des Verfahrens nach Rechtshängigkeit 
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Aber Achtung

Abbruch gegen Treu und Glauben

Bei Verletzung der Grundsätze von Treu und Glauben (z.B. Vergabebehörde merkt nach 
Offerteingang, dass ein ihr unliebsamer Anbieter den Zuschlag bekommen würde) und 
daher nicht mehr sachlich begründetem Abbruch droht Schadenersatz. 

Rechtsgrundlage: allgemeine Regeln des Haftpflichtrechtes – Zivilstreitigkeit.

2.5. Abbruch des Verfahrens nach Rechtshängigkeit
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VGr. ZH 31.1.2002

Ein wichtiger Grund für den Verfahrensabbruch kann darin liegen, dass sich nach der
Evaluation der Angebote herausstellt, dass die Vergabe zu einem unerwartet hohen
Preis erfolgen müsste. Dies gilt jedoch nur insofern, als die Abweichung von der
Kostenschätzung erheblich ist und sie von der Vergabestelle bei realistischer
Einschätzung (Anm. RA Fässler: und seriöser Vorabklärungen – z.B. vorausgehende
Richtofferten) nicht hätte vorhergesehen werden können.

Mehrkosten von 25% im Vergleich zur Kostenschätzung stellen grundsätzlich
einen wichtigen Grund für den Verfahrensabbruch dar. (??!!)

Achtung: Falsche Verfahrenswahl bei falschen vorgängigen Kostenschätzungen

2.5. Abbruch des Verfahrens nach Rechtshängigkeit 

DAS Paralegal öffentliches Beschaffungswesen 78



2.6. Das Vertragsverfahren

Nichterfüllung von Eignungskriterien bei 
Leistungserbringung 
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Submissionsverfahren

Zuschlagsverfügung Rechtskraft

Vertragsumsetzung 
(Obligationenrecht)

Verhandlungen Lieferung, Implementierung, Abnahme

Eignungskriterium 
nicht erfüllt oder erfüllbar

Was jetzt?

Schnittstelle der MFP-Geräte 
des siegreichen Lieferanten 

funktioniert nicht für das 
Einscannen von 

Steuerunterlagen der 
Verwaltung und der 

Gemeinden zum KOFAX-
Server



3. Nach Abschluss - Kontrollverfahren
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Nachträgliche Überwachung
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Zuschlagsverfügung 5.10.2017
Publikation am

 1.12.2017 (shab 
und Am

tsblatt)

2 Jahre ab Zuschlag

13.11.2019

Zweite Eingabe IA

5.10.2017

• Antrag auf Ausschluss
• Antrag auf 

Zuschlagsaufhebung
• Antrag auf Zuschlag an 

XY

Erste Eingabe IA

• Kontrollbericht 
Departement vom 1.2.2019

• Alles gesetzeskonform

1.2.2019

5.10.2019



Gesetzesgrundlagen

IVöB Art. 19 

1 Die Kantone überwachen die Einhaltung der Vergabebestimmungen vor und nach dem 
Zuschlag durch die Auftraggeberinnen oder Auftraggeber und die Anbieterinnen und 
Anbieter.

2 Sie sehen Sanktionen für den Fall der Verletzung der Vergabebestimmungen vor. 

Art. 62 IVöB (2019)

Die Kantone überwachen die Einhaltung dieser Vereinbarung durch die Auftraggeber und 
Anbieter. 
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Gesetz betreffend den Beitritt des Kantons Wallis zur Interkantonalen Vereinbarung über 
das öffentliche Beschaffungswesen    SR 726.1
Art. 2 Der Staatsrat erlässt in einer Verordnung alle im Hinblick auf die Ausführung der 

IVöB notwendigen Vorschriften, insbesondere in folgenden Bereichen: 
a) …..
b) …..
f) Überwachung
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Verordnung des Kantons Wallis über das öffentliche Beschaffungswesen    SR 726.100
Art. 39a Jedes Beschaffungsverfahren ist vom Auftraggeber entsprechend den Weisungen

des für die Volkswirtschaft zuständigen Departements zu kontrollieren und zu
dokumentieren.

Der Rechts- und Verwaltungsdienst des für die Volkswirtschaft zuständigen
Departements kann die im Verlauf der letzten zwei Jahre durchgeführten
Beschaffungsverfahren kontrollieren.

Weisung des Departements ……. Zur Bestimmung der Überwachung der 
Vergabeverfahren vom 23.12.2011

Art. 10 Der Verwaltungs- und Rechtsdienst des Departements …… kann die laufenden
Vergabeverfahren kontrollieren oder jene, in welchen der Zuschlagsentscheid im
Verlauf der letzten zwei Jahre erfolgte.
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Anträge

1. Auf die Eingabe von I.A. vom 13.11.2020 sei aus formellen 
Gründen nicht einzutreten.

2. Auf die Eingabe von I.A. vom 13.11.2020 sei aus materiellen 
Gründen nicht einzutreten.

3. Das Kontrollverfahren vom 30.7.2020 sei einzustellen, allenfalls 
unter Kosten- und Entschädigungsfolgen zulasten des 
Eingabestellers oder des Kantons Wallis.
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Fragen
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